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de an, bei dessen Vorliegen er gerechtfertigt gewesen 
wäre. Nun muss in Kürze die rechtliche Behandlung ei-
nes Erlaubnistatbestandsirrtums thematisiert werden 
und im Ergebnis ist (vorzugswürdig) mit der h. M. § 16 
StGB analog anzuwenden.86 Anschließend ist eine fahr-
lässige Körperverletzung gem. § 229 StGB zu prüfen. 

 Abschließende Anmerkung: Der eingeschränkten Schuld-
theorie i. e. S. ist auch der BGH u. a. beim Speiseröhren-
Fall gefolgt. Demnach ist aber dem Arzt nachzuweisen, 
dass bei ordnungsgemäßer Aufklärung die Einwilligung 
des Patienten unterblieben wäre. Verbleiben Zweifel, 
dann ist nach dem Grundsatz „in dubio pro reo“ zu 
Gunsten des Arztes davon auszugehen, dass die Einwil-
ligung auch bei ordnungsgemäßer Aufklärung erfolgt 
wäre.87 Das bedeutet im Ergebnis, dass die Bejahung 

86 Zu den verschiedenen Strömungen der Vorsatz- und Schuldtheo-
rien s. Wessels/Beulke/Satzger, AT15, Rn. 467 !. m. w. N.; vgl. Papatha-
nasiou, Irrtum über normative Tatbestandsmerkmale. Eine Verortung 
der subjektiven Zurechnung innerhalb der verfassungsrechtlichen 
Koordinaten des Bestimmtheitsgrundsatzes und des Schuldprinzips, 
2014. S. 133 !., 169 !.
87 BGH NStZ  2012, 205 (206). 

der Strafbarkeit des Dr. F wegen Körperverletzung gem. 
§ 223 StGB u. U. auch im Hilfsgutachten möglich ist. 

V. Fazit

Die hy pothet ische Einwi l l igung ist äußerst 
„selbstbestimmungsfeindlich“88, kann bis hin zur voll-
ständigen Unterhöhlung der Patientenverfügung füh-
ren und widerspricht wesentlichen Prinzipien des Straf-
rechts. Im Hinblick auf die vielen Unklarheiten und 
Streitigkeiten, welche sich in der Literatur in Bezug auf 
die Einordnung und den Anwendungsbereich dieser Fi-
gur #nden, braucht sie m. E. zum Instrumentarium des 
Strafrechts nicht zu gehören. So gesehen hat das AG 
Moers mit seinem Urteil vom 22.10.2015 zu Recht aus-
geführt, dass „der im zivilrechtlichen Arztha$ungsrecht 
entwickelten Rechts#gur der hypothetischen Einwilli-
gung für den Bereich des Strafrechts bereits die Aner-
kennung zu versagen“ ist.89 

88 Vgl. Sowada, NStZ 2012, S. 7.
89 AG Moers, Urteil vom 22. Oktober 2015 – 601 Ds 44/15, 601 Ds - 
103 Js 80/14 - 44/15 – juris Rn. 25.

Sina Aaron Moslehi*

Unabhängige Untersuchungskommissionen zur  
Kontrolle der Polizei

Der Beitrag soll zunächst einen Überblick über die aktuelle 
Diskussion in Deutschland verscha!en (II) und in diesem 
Rahmen einen Einblick in die aktuelle Strafverfolgungs-
praxis geben, wenn es um Ermittlungsverfahren gegen Po-
lizeibeamte1 geht, die sich möglicherweise im Amt stra"ar 
gemacht haben. Hierbei wird auch die in der Bundesrepu-
blik o#mals diskutierte Möglichkeit der Einsetzung eines 
Polizeibeau#ragten beleuchtet. Anschließend werden an-
hand konkreter Beispiele einige europäische Modelle von 
unabhängigen Untersuchungskommissionen beschrieben 
(III), bevor der Verfasser – vor dem Hintergrund des euro-
päischen Vergleichs – kritisch resümiert, welches Modell 
einer unabhängigen Untersuchungskommission für die 
Bundesrepublik in Frage kommt und dem Grundgedan-
ken unabhängiger Ermittlungen Rechnung trägt (IV).2

 * Der Autor ist Student der Rechtswissenscha$ an der Universität 
Hamburg, er dankt stud. iur. Robert Feist für die Unterstützung bei der 
Anfertigung dieses Aufsatzes.
1 Zur besseren Lesbarkeit wird in diesem Beitrag durchgängig das ge-
nerische Maskulinum verwendet.
2 Bei den im Mai 2015 bekannt gewordenen Vorwürfen ging es um 
Übergri!e auf vorläu#g Festgenommene durch Beamte der Bundes-

I. Einleitung

Nach dem Bekanntwerden von Vorwürfen gegen Poli-
zeibeamte der Bundespolizeiinspektion Hannover2 stell-
te sich in der medialen und politischen Diskussion die 
Frage danach, wie mit Beschwerden von Bürgern, die 
Polizeibeamte eines rechtswidrigen Übergri!es beschul-
digen, verfahren werden soll.3 Im Rahmen dieser Dis-
kussionen wurde insbesondere über eine unabhängi-

polizeiinspektion Hannover. Gegen einen Beamten wurde u. a. wegen 
Körperverletzung im Amt ein Ermittlungsverfahren eingeleitet, das 
vor Kurzem eingestellt wurde. Nunmehr wurde gegen ihn u. a. wegen 
Verstößen gegen das Wa!engesetz und gegen das Kunsturheberrechts-
gesetz Anklage erhoben, s. NDR.de vom 17.05.2015, http://www.ndr.
de/nachrichten/niedersachsen/hannover_weser-leinegebiet/Fluecht 
linge-in-Polizeizelle-erniedrigt,misshandlung136.html (09.04.2016); 
SPIEGEL.de vom 05.04.2016, http://www.spiegel.de/panorama/justiz/  
hannover-bundespolizist-wird-nicht-wegen-folter-angeklagt-a- 
1085550.html (09.04.2016); NDR.de vom 05.04.2016, https://www.ndr.
de/nachrichten/niedersachsen/hannover_weser-leinegebiet/O!enbar-
keine-Misshandlung-durch-Bundespolizei,bundespolizist102.html 
(09.04.2016).
3 Zur politischen Debatte siehe nur BT-Plenarprotokoll 18/113, 10906 
B-10923 A.
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ge Kontrollinstanz beraten, an die sich Bürger wenden 
können. Nahezu völlig unbeleuchtet blieb jedoch das 
Feld des Ermittlungsverfahrens, welches in Gang gesetzt 
wird, wenn der Bürger das polizeiliche Fehlverhalten zur 
Anzeige bringt.

Die Juvenal’sche Frage „Quis custodiet ipsos custodes?“ 
(„Wer überwacht die Wächter selbst?“)4 schien mit der 
Presseberichterstattung somit erneut an Aktualität ge-
wonnen zu haben, jedoch in erster Linie dahingehend 
verstanden worden zu sein, die Strafverfolgungspraxis 
unangetastet zu lassen und sich eines Beschwerdema-
nagements anzunehmen, das keine strafprozessualen 
Neuerungen vornimmt.

II. Deutsche Diskussion

In der deutschen Diskussion nach der Frage einer unab-
hängigen Kontrollinstanz wird o$mals auf das Modell 
der sogenannten Hamburger Polizeikommission hinge-
wiesen, die im Jahr 1996 aufgrund des Polizeiskandals5 
vom Parlamentarischen Untersuchungsausschuss vorge-
schlagen und durch einen entsprechenden Beschluss der 
Hamburgischen Bürgerscha$ im Jahr 1998 eingesetzt 
wurde. Zur Aufgabenstellung hieß es in § 2 I des Geset-
zes über die Polizeikommission, dass die mit Ehrenamt-
lichen besetzte Kommission die Aufgabe habe, „interne 
Fehlentwicklungen und daraus folgende Gefährdungen 
der Einhaltung rechtsstaatlichen Verhaltens der Polizei 
zu erkennen und darüber zu berichten.“6 Aufgrund der 
gesetzlich normierten Unabhängigkeit kam ihr als einer 
externen Einrichtung eine besondere Legitimation zu. 
Anders als die Behörden und Beamten des Polizeidiens-
tes unterlag die Kommission keinem Strafverfolgungs-
zwang gemäß § 163 StPO.7 In diesem Zusammenhang 
gehörte es zu einer ihrer Hauptaufgaben, die durch das 
Legalitätsprinzip begünstigte „Mauer des Schweigens“ 
unter den Polizeibeamten abzubauen.8

Bei dem Hamburger Modell handelte es sich somit nicht 
um eine Instanz, die neben möglichen disziplinarrecht-
lichen und staatsanwaltlichen Ermittlungen stand und 

4 Vgl. die englischsprachige Übersetzung: „But who is to guard the 
guards themselves?“, Decimus Iunius Iuvenalis (Juvenal), Satire VI: Ro-
man Wives, in: Nial Rudd u. a., %e satires / Juvenal, 2008, S. 50; ähnli-
che Einleitung auch bei Pütter, Kontrolle der Polizei, Bürgerrechte und 
Polizei/CILIP 2/2011, 3.
5 Beim Hamburger Polizeiskandal von 1994 ging es insbesondere um 
rassistisch motivierte Übergri!e von Polizeibeamten auf Bürger. Nach 
dem Bekanntwerden der ersten Vorwürfe trat der Innensenator Wer-
ner Hackmann von seinem Amt zurück, s. damalige Pressebericht-
erstattung: DER SPIEGEL 38/1994, Schwarze Horden, S. 107 !.; DER 
SPIEGEL 13/1995, Geschönte Protokolle, S. 83.
6 Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 20 vom 
24.06.1998, S. 93; Gössner, Die Hamburger „Polizeikommission“, Bür-
gerrechte und Polizei/CILIP 3/2000, 34 (35).
7 Drs. 16/5112 der Hamburgischen Bürgerscha$, S. 4.
8 Drs. 16/5112 der Hamburgischen Bürgerscha$, S. 6; Gössner, Bür-
gerrechte und Polizei/CILIP 3/2000, 34 (35). 

zur Aufgabe hatte, Einzelfälle aufzuarbeiten. Die Poli-
zeikommission hatte vielmehr einen Analyseau$rag, der 
sich auf die Strukturen und Entwicklungen innerhalb 
der Polizei bezog. Die von Bürgern und Polizeibeamten 
an die Kommission herangetragenen Fälle dienten ihr 
als Grundlage dieses Analyseau$rags.9

1. Aktuelle Problematik in der 
Strafverfolgungspraxis
Aktuell haben Bürger gegen Polizeibeamte die Hand-
habe der Strafanzeige, die entweder bei der Polizei oder 
bei der Staatsanwaltscha$ erstattet wird.10 Die Haupt-
problematik in der aktuellen Strafverfolgungspraxis ist 
die Zuständigkeit für die Bearbeitung dieser Strafanzei-
gen: Die Ermittlungen obliegen der Staatsanwaltscha$, 
die jedoch nur rechtstatsächlich dem Ermittlungsver-
fahren vorsteht, während die Polizeibeamten die ei-
gentlichen Ermittlungen vornehmen.11 Kritiker bemän-
geln, dass die Staatsanwaltschaft schließlich anhand 
der Ermittlungsakte, die im Wesentlichen von der Po-
lizei zusammengetragen wird, über den Fortgang oder 
die Beendigung12 der Strafverfolgung entscheidet. Sie 
sei somit nur rechtlich, aber nicht tatsächlich „Herrin 
des Ermittlungsverfahrens“ (§ 161 I StPO).13 Somit steht 
die stra&ustizielle Bearbeitung von Strafanzeigen gegen 
Polizeibeamte seit längerer Zeit „in dem Ruf, derartige 
Verfahren abweichend von anderen Strafverfahren zu 
behandeln und so eine weitgehende Stra'osigkeit in die-
sem Bereich herzustellen“.14 Auch der Tätigkeitsbericht 
der Hamburger Polizeikommission von 1999 sah seiner-
zeit „als strukturelle Schwäche der straf-, dienst- oder 
disziplinarrechtlichen Kontrolle“ den Umstand an, „dass 
die Polizei in ein und derselben Person bzw. Instituti-
on in der Regel sowohl Adressat einer Anzeige als auch 
gleichzeitig die Instanz ist, die den angezeigten Vorgang 
zu ermitteln und für die Staatsanwaltscha$ aufzuberei-
ten hat.“15

2. Einsetzung eines Polizeibeauftragten 
Nach dem Bekanntwerden der mutmaßlichen Vor-
kommnisse in Hannover wurde seitens der Bundespo-

9 Gössner, Bürgerrechte und Polizei/CILIP 3/2000, 34 (35 f.).
10 Auch die Erhebung einer Dienst- oder Fachaufsichtsbeschwerde 
beim direkten Vorgesetzten des vom Bürger gerügten Amtsträgers ist 
möglich, spielt aber meist nur dann eine Rolle, wenn das Verhalten 
oder die Entscheidung des betre!enden Polizeibeamten zwar verwerf-
lich oder falsch, aber nicht strafrechtlich relevant ist. 
11 Singelnstein, Institutionalisierte Handlungsnormen bei den 
Staatsanwaltscha$en im Umgang mit Ermittlungsverfahren wegen 
Körperverletzung im Amt gegen Polizeivollzugsbeamte, MschKrim 
2003, 1 (4 f.).
12 Singelnstein, MschKrim 2003, 1 (4 f.).
13 Vgl. Singelnstein, MschKrim 2003, 1 (4 f.).
14 Vgl. Singelnstein, Körperverletzung im Amt durch Polizisten und 
die Erledigungspraxis der Staatsanwaltscha$en – aus empirischer und 
strafprozessualer Sicht, NK 2014, 15 (17), der sich jedoch ausschließ-
lich auf die rechtswidrige Gewaltanwendung durch Polizeibeamte be-
zieht.
15 Drs. 16/3382 der Hamburgischen Bürgerscha$, S. 4; Greiner, Be-
nötigt die Polizei besondere Kontrolleure?, Die Polizei 2000, 97, 98.
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lizei eine Beschwerdestelle eingerichtet, die jedoch aus-
schließlich für Polizeibeamte zugänglich ist, welche 
außerhalb des Dienstweges das verdächtige – möglicher-
weise stra(are – Verhalten von Kollegen melden möch-
ten.16 Aus diesem Grunde wurde in erster Linie das re-
aktionäre Verhalten der Bundespolizei kritisiert. Sie sei 
nicht daran interessiert, die internen Strukturen zu hin-
terfragen und zu reformieren.17 

Im Zusammenhang mit der Kritik an dieser Sonder-
beschwerdestelle der Bundespolizei, wurde o$mals die 
Einsetzung eines Polizeibeau$ragten nach dem Vorbild 
des Wehrbeau$ragten des Deutschen Bundestages vor-
geschlagen18, der – anders als bei polizeilichen Beschwer-
destellen – nicht in die betre!ende Behörde eingebunden 
sei.19

Der Wehrbeauftragte ist gemäß Art. 45 b GG ein 
Hilfsorgan des Bundestages20 und mit diversen In-
formationsrechten21 ausgestattet. Dazu gehören un-
ter anderen Anhörungsrechte, Auskun$s- und Akten-
einsichtsrechte22 sowie das Recht auf Amtshilfe.23 
Seine Kernp'icht ist es, dem Parlament über seine Un-
tersuchungen und Ergebnisse Bericht zu erstatten.24  
Der Wehrbeau$ragte steht für Eingaben von Soldaten 
zur Verfügung und dient ihnen somit als Rechtsschutz-
organ und Petitionsinstanz.25 

Eine ähnliche Instanz in Form eines Polizeibeau$ragten 
wäre für die Eingaben von Polizeibeamten, aber auch für 
solche von Bürgern geö!net.

III. Verschiedene Modelle in Europa

In Europa wird die Kontrolle der Polizei unterschiedlich 
gehandhabt. Grundsätzlich ist zwischen drei verschiede-
nen Modellen zu unterscheiden, die in den europäischen 

16 FAZ.net vom 24.05.2015, Wegen Misshandlungsvorwürfen: Bun-
despolizei richtet Beschwerdestelle ein, http://www.faz.net/aktuell/po 
litik/inland/wegen-misshandlungsvorwuerfen-bundespolizei-richtet-
beschwerdestelle-ein-13609730.html (09.04.2016).
17 NDR.de vom 26.05.2015, Polizeiskandal: Kritik an geplanter 
Beschwerdestelle, http://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/
hannover_weser-leinegebiet/Polizeiskandal-Kritik-an-geplanter-
Beschwerdestelle,polizei3116.html (09.04.2016).
18 vgl. nur NDR.de vom 09.06.2015, Harte Kritik an „Vertrauens-
stelle“ der Polizei, http://www.ndr.de/der_ndr/presse/mitteilungen/ 
Harte-Kritik-an-Vertrauensstelle-der-Bundespolizei-,presse meldung-
ndr15942.html (09.04.2016).
19 NDR.de vom 09.06.2015, http://www.ndr.de/der_ndr/presse/mit 
teilungen/Harte-Kritik-an-Vertrauensstelle-der-Bundespolizei-,presse 
meldungndr15942.html (09.04.2016).
20 Busch, Der Wehrbeau$ragte, 4. Au'. 1991, S. 30.
21 Klein, in: Maunz/Dürig, GG, 73. Au'. 2014, Art. 45 b Rn. 59.
22 Schmidt-Radefeldt, in: Epping/Hillgruber, BeckOK GG, 25. Editi-
on 2015, Art. 45 b Rn. 8.
23 Klein, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 45 b Rn. 66.
24 Klein, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 45 b Rn. 78.
25 Schmidt-Radefeldt, in: Epping/Hillgruber, Art. 45 b Rn. 10.

Staaten Anwendung #nden, sofern eine unabhängige 
Untersuchungsinstanz überhaupt existiert.26

1. Unabhängige Untersuchungskommission 
speziell zur Überwachung der Polizei
Eine unabhängige Untersuchungskommission, die spe-
ziell zur Überwachung der Polizei eingerichtet ist, be-
steht beispielsweise seit dem Jahr 1993 in Belgien. Das 
sogenannte Comité P ist ein ständiger Kontrollausschuss 
der Polizeidienste, welches dem föderalen Parlament als 
externes Kontrollorgan der Polizei dient.27 Die Installa-
tion dieses Organs fußte auf der Feststellung einer par-
lamentarischen Untersuchungskommission28, dass sich 
die interne Kontrolle der Polizei als ungeeignet erwie-
sen habe.29 Das Comité P besteht aus fünf Mitgliedern, 
die für eine Periode von fünf Jahren von den beiden bel-
gischen Parlamentskammern gewählt werden, und ver-
fügt über einen eigenen Ermittlungsdienst, den Service 
d’Enquêtes30. Dennoch soll die Einrichtung nicht priori-
tär Einzelfälle au)lären, sondern vielmehr Systemfeh-
ler aufspüren und feststellen, ob die Funktionsweise der 
Polizei oder die Gesetzgebung einer Änderung bedarf.31 
Die Untersuchungen werden mit einem abschließenden 
Untersuchungsbericht beendet, der der zuständigen Be-
hörde oder dem Minister zugeleitet wird. Die Behörde 
muss das Comité innerhalb einer angemessen Frist dar-
über in Kenntnis setzen, wie die Vorschläge aus dem Be-
richt umgesetzt werden.32

In England und Wales wurde im Jahr 200433 die von Po-
lizei und Regierung unabhängige Polizeibeschwerde-
kommission Independent Police Complaints Commission 
(kurz: IPCC) eingeführt, die aus sogenannten Commis-
sioners34 besteht, die nie als Polizeibeamte gedient haben 
dür$en und bestimmten Zuständigkeitsregionen zuge-

26 Nach Rahmann, Internationale Übersicht zur zivilen Überwa-
chung des Polizeidienstes, http://www.polizei-newsletter.de/documents/ 
Inter nationaler_Vergleich_unabhaengige_Polizeikommissionen_ 
Stand_2009.pdf (09.04.2016).
27 Internetseite des Comité P, http://www.comitep.be/DE/index.asp 
(09.04.2016).
28 Ursprünglich befasste sich die Untersuchungskommission – auf-
grund diverser Skandale in den Jahren 1981 bis 1987 – mit der Frage, 
wie der Kampf gegen „Banditentum und Terrorismus“ vonstatten ge-
hen soll, s. Warning, Übersicht über bisherige aktive unabhängige Po-
lizeikommissionen bzw. Polizeibeiräte, S. 11, http://www.polizei-news 
letter.de/documents/Polizeikommissionen_alle.pdf (09.04.2016).
29 Warning, S. 10 f., http://www.polizei-newsletter.de/documents/
Polizeikommissionen_alle.pdf (09.04.2016).
30 Internetseite des Comité P, http://comitep.be/FR/index.
asp?ID=Org#3 (09.04.2016).
31 Warning, S. 11, http://www.polizei-newsletter.de/documents/Poli-
zeikommissionen_alle.pdf (09.04.2016).
32 Warning, S. 11, http://www.polizei-newsletter.de/documents/Poli-
zeikommissionen_alle.pdf (09.04.2016).
33 Jahresbericht 2004/2005 der IPCC, S. 2, https://www.gov.uk/
government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/ 235247/ 
0608.pdf (09.04.2016).
34 Internetseite der IPCC, https://www.ipcc.gov.uk/page/chair-and-
commissioners (09.04.2016).
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ordnet werden.35 Die IPCC wird von Ermittlern unter-
stützt, daneben verfügt sie über Fallsachbearbeiter und 
Spezialisten. Anders als bei dem belgischen Comité P 
steht hier die Einzelfallbearbeitung im Vordergrund. 
Dies verdeutlicht exemplarisch der Umstand, dass die 
IPCC auch außerhalb der Dienstzeiten telefonisch er-
reichbar ist.36

Die Untersuchungskommission prü$, wie die lokalen 
Polizeiorgane mit Beschwerden umgehen, und bemüht 
sich um die Optimierung der Verfahrensweisen. Poli-
tik- und Strukturfragen – wie sie beispielsweise in Bel-
gien eine Rolle spielen – fallen nicht in ihren Aufgaben-
bereich. Die IPCC kann polizeiliche Ermittlungen leiten, 
beaufsichtigen oder gänzlich selbst führen.

Trotz all dieser Bemühungen hat ein parlamentarischer 
Untersuchungsausschuss37 im Januar 2013 nüchtern fest-
gestellt, dass die IPCC unterbesetzt sei und weder die 
Macht noch die Ressourcen habe, die sie benötige, um 
zur Wahrheit zu gelangen, wenn die Integrität der Po-
lizei in Frage stehe. Speziell die Ermittlungsressourcen 
seien schwach und die Polizei ermittle zu o$ gegen sich 
selbst, dort wo die IPCC die Ermittlungen durchführen 
müsste.38

2. Unabhängige Untersuchungskommissionen 
zur Überwachung öffentlicher Einrichtungen im 
Allgemeinen
Ein weiteres Modell der unabhängigen Untersuchungs-
kommission ist seit Anfang der 1980er-Jahre in den Nie-
derlanden verankert.39 Der Nationale Ombudsmann 
(Nationale Ombudsman) nimmt Beschwerden von Bür-
gern gegen staatliches Fehlverhalten im Allgemeinen 
entgegen.40 Der Ombudsman ist befugt, eigeninitiativ 
Nachforschungen anzustellen41, ist nicht weisungsge-
bunden42 und verfügt über etwa 160 Mitarbeiter.43 Seine 

35 Internetseite der IPCC, https://www.ipcc.gov.uk/page/how-were-
organised (09.04.2016).
36 Warning, S. 4, http://www.polizei-newsletter.de/documents/Poli 
zei kommissionen_alle.pdf (09.04.2016).
37 Dieser wurde aufgrund des Falles Ian Tomlinson gebildet, der im 
Rahmen der G-20-Proteste im Jahr 2009 an der Folge von Gewalt-
einwirkungen durch einen Polizeibeamten verstarb, s. SZ.de vom 
05.08.2013, Tod bei G-20-Gipfel – Polizei entschuldigt sich bei Fami-
lie von Ian Tomlinson, http://www.sueddeutsche.de/panorama/tod-
bei- g-gipfel-polizei-entschuldigt-sich-bei-familie-von-ian-tomlinson- 
1.1738955 (09.04.2016). 
38 Ergebnisse und Empfehlungen des parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses vom 01.02.2013, Punkt 2 der Einleitung, http:// 
www.publications.parliament.uk/pa/cm201213/cmselect/cmhaff/ 
494/49411.htm (09.04.2016).
39 Internetseite des Nationale Ombudsman, https://www.nationale 
ombudsman.nl/over/achtergrond (09.04.2016).
40 Wilp, Das politische System der Niederlande: Eine Einführung, 
2012, S. 140.
41 Wilp, Niederlande, 2012, S. 140.
42 Wilp, Niederlande, 2012, S. 140.
43 Internetseite des Nationale Ombudsman, https://www.nationale 
ombudsman.nl/english (09.04.2016).

Ernennung erfolgt durch die Zweite Kammer für einen 
Zeitraum von sechs Jahren.44

Der Ombudsman hat weitreichende Informations- und 
Ermittlungsrechte. Grundsätzlich sind alle Verwaltungs-
behörden, (ehemalige) Beamte, Zeugen und der Antrag-
steller verp'ichtet, ihm die für seine Ermittlungen er-
forderlichen Informationen zur Verfügung zu stellen.45 
Zudem verfügt der Ombudsman über das Recht, Zeugen 
zu laden46 und Dokumente von Behörden und anderen 
Beteiligten zu verlangen.47 Er kann Ermittlungen auf-
grund einer eingereichten Beschwerde durchführen oder 
von Amts wegen tätig werden.48 Bevor eine Beschwerde 
eingereicht werden kann, muss jedoch der Versuch un-
ternommen worden sein, auf dem Wege der behörde-
ninternen Beschwerde die Behebung des Problems zu 
erreichen. Somit ist die Beschwerde beim Ombudsman 
grundsätzlich streng subsidiär.49

Seine Untersuchungen beendet der Ombudsman 
mit der Veröffentlichung eines Berichts, in wel-
chem er Empfehlungen an die von der Beschwer-
de betroffene Behörde richten kann. Diese ist ver-
pf lichtet, innerhalb einer angemessenen Zeit auf die 
Empfehlungen zu reagieren und dem Ombudsman 
mitzuteilen, welche Maßnahmen sie ergreifen wird 
oder aus welchem Grunde sie es nicht für nötig hält.50 
In Frankreich wurde im Jahr 2000 die Commission Na-
tionale de Déontologie de la Sécurité (kurz: CNDS, dt. 
Nationale Kommission für die Ethik der Sicherheit) 
eingerichtet. Ihr Au$rag war die Überwachung der Ein-
haltung der Gesetze durch die im Bereich der Sicherheit 
eingesetzten Beamten.51 Die Kommission setzte sich aus 
Richtern und Parlamentsabgeordneten zusammen und 
wurde von Opfern polizeilicher Übergri!e über Abge-
ordnete und Senatoren angerufen.52 Ebenso wie die der 
niederländische Ombudsman war auch die CNDS mit 
weitreichenden Informations- und Ermittlungsrechten 
ausgestattet53 und ließ ihre Ergebnisse – in Form eines 

44 Wilp, Niederlande, 2012, S. 140.
45 Stern, Niederlande, in: Kucsko-Stadlmayer, Europäische Ombuds-
man-Institutionen, 2008, S. 301 (305).
46 Das Recht der Zeugenvorladung kann im Verweigerungsfalle auch 
zwangsweise mithilfe der Polizei durchgesetzt werden, soll bislang je-
doch nicht vorgekommen sein.
47 Stern, in: Kucsko-Stadlmayer, Ombudsman-Institutionen, 2008, 
S. 301 (305).
48 Stern, in: Kucsko-Stadlmayer, Ombudsman-Institutionen, 2008, 
S. 301 (304).
49 Stern, in: Kucsko-Stadlmayer, Ombudsman-Institutionen, 2008, 
S. 301 (305).
50 Stern, in: Kucsko-Stadlmayer, Ombudsman-Institutionen, 2008, 
S. 301 (306).
51 Mermet, Die Mechanismen zur Kontrolle von Nachrichtendiens-
ten und Polizei in Frankreich, in: Smidt/Poppe, Fehlbare Staatsgewalt – 
Sicherheit im Widerstreit mit Ethik und Bürgefreiheit, 2009, S. 78.
52 Mermet, Fehlbare Staatsgewalt, 2008, S. 78.
53 Amnesty International, France: An e!ective mandate for the defen-
der of rights vom Januar 2009, S. 12, http://www.amnesty-polizei.de/d/
wp-content/uploads/aifrankreichreportpolizei2009.pdf (09.04.2016).
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jährlichen Berichtes – dem Parlament und dem Präsi-
denten zukommen.54 Durch eine Verfassungsreform im 
Jahr 200855 wurde im Jahr 2011 die Institution des soge-
nannten Défenseur des droits (dt. Verteidiger der Rechte) 
gescha!en56, die auch den Aufgabenbereich der CNDS 
übernahm.57

Anders als bei der CNDS, die ausschließlich die Einrei-
chung von Beschwerden über Abgeordnete und Sena-
toren zuließ, kann bei dem Défenseur des droits jeder-
mann eine Beschwerde führen.58 Trotz aller Kritik von 
Amnesty International an der CNDS59 wurde von selbiger 
Organisation die komplexere Einrichtung des Défenseur 
des droits für weniger e!ektiv60 befunden, auch weil es 
ihr an Ressourcen mangele, die sie für ihre Ermittlun-
gen benötige.61

3. Untersuchungskommissionen mit Beirat
In Österreich wurde die unabhängige Untersuchung der 
Polizeiarbeit früher vom sogenannten Menschenrechts-
beirat durchgeführt. Diese im Innenministerium ange-
siedelte Institution62 war verfassungsrechtlich verankert 
und weisungsfrei.63

2012 stellte sie ihre Tätigkeit ein; seitdem existiert 
ein gleichnamiges beratendes Gremium64 der seit 
1977 agierenden Volksanwaltschaft65, die die öffent-
liche Verwaltung in Österreich kontrolliert.66 Die 

54 Amnesty International, S. 8, http://www.amnesty-polizei.de/d/
wp-content/uploads/aifrankreichreportpolizei2009.pdf (09.04.2016).
55 Haas, Der Ombudsmann als Institution des Europäischen Verwal-
tungsrechts, 2012, S. 146 f.
56 Haas, Der Ombudsmann, 2012, S. 147 f.
57 Der Médiateur de la République, der Défenseur des enfants, die 
Haute autorité de lutte contre les discriminations und die Commission 
Nationale de Déontologie de la Sécurité wurden abgelöst und ihre Auf-
gaben in der Institution des Défenseur des droits zusammengefasst, s. 
Haas, Der Ombudsmann, 2012, S. 147 f.
58 Internetseite des Défenseur des droits, http://www.defenseurdes 
droits. fr/ en/mission-and-goals/rights-of-the-users-of-public-services 
(09.04.2016).
59 Besonders kritisiert wurde, dass betro!ene Bürger ihre Beschwer-
de nicht selbst einreichen können, die CNDS zu knappe Ressourcen 
habe, in der Ö!entlichkeit nicht wahrgenommen werde, über keine 
Sanktionsbefugnisse verfüge und Betro!enen eine Strafanzeige we-
gen falscher Verdächtigung drohe, s. Amnesty International, S. 8–14, 
http:// www.amnesty-polizei.de/d/wp-content/uploads/aifrankreich 
reportpolizei2009.pdf (09.04.2016).
60 U.S. Department of State, Country reports on human rights practi-
ces for 2009 – Volume II, 2012, S. 1454 f., online abru(ar unter: http://
www.state.gov/j/drl/rls/hrrpt/2009/eur/136031.htm (09.04.2016).
61 Amnesty International, S. 9, http://www.amnesty-polizei.de/d/
wp-content/uploads/aifrankreichreportpolizei2009.pdf (09.04.2016).
62 Internetseite des Bundesministerium des Innern der Republik Ös-
terreich, http://www.bmi.gv.at/cms/BMI_MRB/mrb/aufgaben/start.
aspx (09.04.2016).
63 Pöschl, Der Menschenrechtsbeirat, JRP 2001, 47.
64 Internetseite der Volksanwaltscha#, http://volksanwaltscha$.
gv.at/praeventive-menschenrechtskontrolle/der-menschenrechtsbeirat 
(09.04.2016).
65 Die §§ 1–10 des Bundesgesetzes über die Volksanwaltscha# haben 
Verfassungsrang.
66 Internetseite der Volksanwaltscha#, http://volksanwaltscha$.
gv.at/ueber-uns (09.04.2016).

Volksanwaltschaft ist als gesamtstaatliche Ombuds-
mann-Einrichtung auf Bundesebene zu verstehen.67 
Sie besteht aus drei Mitgliedern, die für eine Perio-
de von sechs Jahren vom Nationalrat gewählt werden.68 
Der Menschenrechtsbeirat besteht aus Vertretern der 
Bundesministerien, der Bundesländer sowie der Zivil-
gesellscha$69, die paritätisch vorgeschlagen70 und von 
der Volksanwaltscha# bestellt werden.71 Der Menschen-
rechtsbeirat verfasst Empfehlungen und Stellungnah-
men an die Mitglieder der Volksanwaltscha#, die wiede-
rum Vorschläge für Verbesserungen erarbeiten und den 
Gesetzgeber auf problematische Gesetzesbestimmungen 
aufmerksam machen.72 

Die Volksanwaltscha# genießt neben dem Verfassungs- 
und Verwaltungsgerichtshof, dem Rechnungshof und 
der Präsidentscha$skanzlei den Status als oberstes Or-
gan des Bundes und ist aus diesem Grunde – und kra$ 
ausdrücklicher Verfassungsbestimmung – in der Aus-
übung ihres Amtes unabhängig.73 Sie kann von Amts we-
gen sowie aufgrund einer eingereichten Beschwerde tätig 
werden.74 Beschwerdeberechtigt ist jedermann, der von 
einem Missstand in der Verwaltung betro!en ist.75 Wie 
beim niederländischen Ombudsman ist auch bei der Ein-
reichung einer Beschwerde bei der Volksanwaltscha# die 
Subsidiarität eine Zulässigkeitsvoraussetzung, um Kom-
petenzüberschneidungen mit der Verwaltungsgerichts-
barkeit zu vermeiden.76

4. Zusammenfassende Untersuchung der 
verschiedenen Modelle
Zusammenfassend betrachtet zeigt sich, dass trotz diver-
ser struktureller Unterschiede zwischen den verschiede-
nen europäischen Modellen meist die gleichen Proble-
matiken identi#ziert werden können, die die Idee einer 
unabhängigen Beschwerdestelle im Kern schwächen.

a) Knappe Ressourcen
Ein Problem stellen die knappen Ressourcen dar, unter 
denen die unabhängigen Beschwerdestellen leiden. Die 
Unabhängigkeit und Handlungsfähigkeit der Kommissi-

67 Haas, Der Ombudsmann, 2012, S. 180.
68 Haas, Der Ombudsmann, 2012, S. 181.
69 Internetseite der Volksanwaltscha#, http://volksanwaltscha$.
gv.at/ueber-uns (09.04.2016).
70 Internetseite der Volksanwaltscha#, http://volksanwaltscha$.
gv.at/ueber-uns (09.04.2016).
71 Internetseite der Volksanwaltscha#, http://volksanwaltscha$.
gv.at/ueber-uns (09.04.2016).
72 Internetseite der Volksanwaltscha#, http://volksanwaltscha$.
gv.at/ueber-uns (09.04.2016).
73 Haas, Der Ombudsmann, 2012, S. 182.
74 Internetseite des Parlaments der Republik Österreich, http://www.
parlament.gv.at/PERK/KONTR/VA/ (09.04.2016).
75 Eine Ausnahme bilden Beschwerden gegen die ö!entliche Verwal-
tung der Bundesländer Tirol und Vorarlberg, die eigene Landesvolks-
anwälte installiert haben, s. Ko%er, Österreich, in: Kucsko-Stadlmayer, 
Europäische Ombudsman-Institutionen, 2008, S. 318 (320).
76 Haas, Der Ombudsmann, 2012, S. 183.



REZEN
SIO

N
EN

RECH
TSPRECH

U
N
G

H
AU

SA
RBEITEN

KLAU
SU

REN

Sina Aaron Moslehi – Unabhängige Untersuchungskommissionen zur  Kontrolle der Polizei

AU
FSÄTZE

HRN 1/201622

IN
TERVIEW

A
U
FSÄTZE

onen manifestiert sich nicht zuletzt in ihren #nanziellen 
und personellen Möglichkeiten. So verfügt die englische 
und walisische IPCC77 ebenso wie der französische Dé-
fenseur des droits78 nicht über die Ressourcen, derer es 
für ihre Ermittlungen bedarf.

b) Zielsetzung der Untersuchungskommissionen
Zudem gehört es selten zu der Berechtigung und Zielset-
zung der Untersuchungskommissionen, ihre Ermittlun-
gen als eine Vorarbeit für die jeweilige Staatsanwaltscha$ 
zu verstehen und dieser eine Empfehlung zukommen zu 
lassen, ob eine Anklage gegen den beschuldigten Poli-
zeibeamten erhoben werden soll oder nicht. Einzig die 
IPCC verfolgt den Grundgedanken, polizeiliche Ermitt-
lungen zu leiten, zu beaufsichtigen oder die Ermittlun-
gen gänzlich selbst durchzuführen, sodass Polizeibeam-
te nicht – oder zumindest nicht unbeaufsichtigt – gegen 
ihre Kollegen ermitteln.79 Das belgische Comité P und 
die österreichische Volksanwaltscha# haben in erster Li-
nie zur Aufgabe, legislative Vorschläge an das Parlament 
zu richten80, nicht Einzelfälle zu untersuchen und die 
polizeilichen Ermittlungen zu ersetzen. Auch in Frank-
reich berichtet der Défenseur des droits mit seinem jähr-
lichen Bericht dem Parlament81. Alleine in den Nieder-
landen und in Belgien lassen der Nationale Ombudsman 
bzw. das Comité P – auch wenn die Einzelfallbearbeitung 
nicht im Fokus ihrer Tätigkeit steht – nach Abschluss 
ihrer Ermittlungen der betro!enen Behörde Empfehlun-
gen zukommen, auf die diese reagieren muss.82

c) Subsidiarität
Der Kernaufgabe einer unabhängigen Untersuchungs-
kommission, die betro!enen Bürgern zur Verfügung 
stehen soll, trägt es grundsätzlich nicht Rechnung, wenn 
das Beschwerdeverfahren wie in den Niederlanden und 
in Österreich subsidiär ist. Die Intention dieser Voraus-
setzung, Kompetenzüberschneidungen zu vermeiden83, 
ist grundsätzlich nachvollziehbar. Dieses Risiko rührt 
jedoch daher, dass die Aufgabenbereiche der jeweiligen 
Untersuchungsinstanzen derart weit gefasst sind, dass 
Kompetenzüberschneidungen – wie beispielsweise mit 

77 Ergebnisse und Empfehlungen des parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses vom 01.02.2013, Punkt 2 der Einleitung, http:// www.
publications.parliament.uk/pa/cm201213/cmselect/cmha!/494/49411.
htm (09.04.2016).
78 Amnesty International, S. 9, http://www.amnesty-polizei.de/d/
wp-content/uploads/aifrankreichreportpolizei2009.pdf (09.04.2016).
79 Das zeigt sich vor allem darin, dass die Commissioners nie im 
Dienste der Polizei gestanden haben dürfen, s. Internetseite der IPCC, 
https://www.ipcc.gov.uk/page/how-were-organised (09.04.2016).
80 Warning, S. 11, http://www.polizei-newsletter.de/documents/Poli 
zei kommissionen_alle.pdf (09.04.2016); Ko%er, in: Kucsko-Stadlmay-
er, Ombudsman-Institutionen, 2008, S. 318 (323 f.).
81 Amnesty International, S. 8, http://www.amnesty-polizei.de/d/
wp-content/uploads/aifrankreichreportpolizei2009.pdf (09.04.2016).
82 Stern, in: Kucsko-Stadlmayer, Ombudsman-Institutionen, 2008, 
S. 301 (306).
83 Jedenfalls soll das der Grundgedanke bei der österreichischen 
Volksanwaltscha# sein, s. Haas, Der Ombudsmann, 2012, S. 183.

der Verwaltungsgerichtsbarkeit in Österreich – vorher-
sehbar sind. Bei dem Nationale Ombudsman und der 
Volksanwaltscha# handelt es sich um Institutionen, die 
nicht speziell zur Überwachung der Polizei eingerichtet 
worden sind, sondern auch weitere Bereiche der ö!entli-
chen Verwaltung kontrollieren. Opfer von polizeilichen 
Übergri!en haben aufgrund dieser strengen Zulässig-
keitsvoraussetzung das Problem, erst nach behördenin-
terner Beschwerde84 oder Erschöpfung des Rechtsweges85 
eine Beschwerde einreichen zu können. Dies mag bei 

„klassischen“ Verwaltungsstreitigkeiten sinnvoll sein, ist 
aber bei Beschwerden gegen Polizeibeamte eine zu hohe 
Hürde für den betro!enen Bürger.

IV. Fazit und Ausblick

In diversen europäischen Staaten existieren bereits gute 
Ansätze für unabhängige Untersuchungskommissionen, 
die im Falle möglichen polizeilichen Fehlverhaltens Er-
mittlungen aufnehmen. Tatsächlich ist jedoch in keinem 
der hier herangezogenen Vergleichsmodelle eine „zweite 
Säule“ neben der Polizei erkennbar, die mit ihren Ermitt-
lungspersonen rechtstatsächlich die Ermittlungen durch-
führt und ihre Ergebnisse an die Staatsanwaltscha$ wei-
terleitet, die schließlich über die weitere Bearbeitung des 
Strafverfahrens entscheidet.86 Doch es ist genau dieses 
Modell der unabhängigen Untersuchungskommissi-
on, welches von verschiedenen Seiten gefordert wird.87 
In keinem europäischen Staat existiert ein Idealmo-
dell einer solchen Kommission. Der Bürger hat jedoch – 
wenngleich bei einigen Modellen mit Schwierigkeiten 
verbunden – die Möglichkeit, seine Beschwerde über wo-
möglich rechtswidriges polizeiliches Verhalten bei einer 
unabhängigen Stelle zu erheben. Dass eine solche Mög-
lichkeit in der Bundesrepublik bislang nicht existiert, 
gibt zu denken.88 Nicht zuletzt aufgrund der Pressebe-

84 Wie es beim niederländischen Ombudsmann der Fall ist, s. Stern, 
in: Kucsko-Stadlmayer, Ombudsman-Institutionen, 2008, S. 301 (305).
85 Wie es bei der österreichischen Volksanwaltscha# der Fall ist, s. 
Haas, Der Ombudsmann, 2012, S. 183; Ko%er, in: Kucsko-Stadlmayer, 
Ombudsman-Institutionen, 2008, S. 318 (322).
86 Die Grundidee scheint es mit der IPCC in England und Wales zu 
geben, diese scheitert jedoch an der Ine!ektivität, s. Ergebnisse und 
Empfehlungen des parlamentarischen Untersuchungsausschusses vom 
01.02.2013, Punkt 2 der Einleitung, http://www.publications.parlia 
ment.uk/pa/cm201213/cmselect/cmha!/494/49411.htm (09.04.2016).
87 Amnesty International, Täter unbekannt, S. 113 !., https://www.
amnesty.de/files/Amnesty_Polizeibericht_Deutschland_2010.pdf 
(09.04.2016); Töpfer / Deutsches Institut für Menschenrechte, Policy 
Paper: Unabhängige Polizei-Beschwerdestellen, S. 14 f., http://www.
institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/show/policy-paper-
nr-27-unabhaengige-polizei-beschwerdestellen-eckpunkte-fuer-ihre-
ausgestaltung/ (09.04.2016); vgl. auch Aussagen des Präsidenten des 
Bundes Deutscher Kriminalbeamter Schulz, FAZ.net vom 26.05.2015, 
http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/geplante-beschwerdestelle- fuer-
bundespolizei-stoesst-auf-kritik-13612037.html (09.04.2016); Aussa-
gen von Mihalic im BT-Plenarprotokoll 18/113, 10912 B-10912 D.
88 In Rheinland-Pfalz existiert zwar ein Bürgerbeau$ragter, der seit 
Juli 2014 auch Beau$ragter für die Landespolizei ist und Beschwerden 
von Bürgern und Eingaben von Polizeibeamten entgegen nimmt; die 
jeweilige Beschwerde oder Eingabe wird jedoch vorläu#g eingestellt, 
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richterstattungen über die Vorwürfe gegen Beamte der 
Bundespolizeiinspektion Hannover hat das ö!entliche 
Vertrauen in die Polizei in der letzten Zeit stark nach-
gelassen. 

Die in der deutschen Diskussion vorgeschlagene Ins-
titution des Polizeibeauftragten des Deutschen Bun-
destages überzeugt im Ansatz, doch auch hier stün-
de die Ermittlungsfunktion im Hintergrund. Würde 
der Polizeibeauftragte mitsamt seinen Mitarbeitern 
mit der P'icht und dem Recht zur Ermittlung ausge-
stattet werden, würde ein bedeutender Schritt getan.  
Der Polizeibeauftragte würde ausschließlich für Be-
schwerden zuständig sein, die mutmaßlich straf-
rechtlich relevante Verfehlungen von Polizeibe-
amten zum Inhalt haben. Eine Ausweitung der 
Zuständigkeit auf allgemeine Belange von Polizeibe-
amten würde dem speziell zugeordneten Aufgabenbe-
reich des Polizeibeauftragten nicht zuträglich sein.89 
Er würde die polizeilichen Ermittlungen in Ermitt-
lungsverfahren, in denen ein Polizeibeamter Beschul-
digter einer im Amt begangenen Stra$at ist, somit er-
setzen. Nach Abschluss seiner Ermittlungen würde 
er die Akte der Staatsanwaltscha$ zukommen lassen 
und die weitere Vorgehensweise empfehlen. Über den 
weiteren Verlauf und das Ergebnis des Strafverfah-
rens würde er dem Parlament Bericht erstatten. Darü-
ber hinaus würde er Vorschläge zur Optimierung des 
Beschwerdeverfahrens aussprechen. So würden zum 
einen Einzelfälle bearbeitet, zum anderen auch struk-
turelle Probleme innerhalb der Polizeien aufgezeigt.  
Für Eingaben des Bürgers betre!end die Bundespolizei 
oder das Bundeskriminalamt könnte ein Bundespolizei-
beau$ragter des Deutschen Bundestages zuständig sein, 
während Eingaben betre!end die Landespolizeien und 
die Landeskriminalämter von den sechszehn Landespo-
lizeibeau$ragten bearbeitet werden würden.

Zusammenfassend zeigt sich, dass zwischen einem 
einfachen Beschwerdemanagement und einer an den 
Rechten der Bürger orientierten externen Ermittlungs-
stelle klar zu unterscheiden ist.90 Das essentielle Ab-
grenzungsmerkmal ist hierbei das hauptsächliche Ziel 
der Einrichtung. Soll sie in erster Linie Strukturpro-
bleme innerhalb der Polizei erkennen und beheben 
oder den Umgang mit Bürgerbeschwerden bei der Po-
lizei optimieren, handelt es sich um ein klassisches Be-
schwerdemanagement. Eine unabhängige Stelle lässt 

wenn zugleich ein Straf-, Bußgeld- oder Disziplinarverfahren an-
hängig ist, s. Internetseite des Bürgerbeau$ragten des Landes Rhein-
land-Pfalz, s. http://www.derbuergerbeau$ragte.rlp.de/icc/assisto/
nav/75e/75e56f98-5304-7417-acc6-d14c1847c614&class=net.icteam.
cms.utils.search.AttributeManager&class_uBasAttrDef=a001aaaa-
aaaa-aaaa-eeee-000000000054.htm (09.04.2016).
89 Deshalb kommt auch nur eine dem Wehrbeau$ragten ähnelnde – 
und nicht analoge – Instanz in Frage (vgl. II. 2.).
90 Pütter, Bürgerrechte und Polizei/CILIP 2/2011, 3 (8).

sich erst dann als Untersuchungs- oder Ermittlungs-
stelle bezeichnen, wenn sie in Einzelfällen ermittelt, 
dafür den konkreten Au$rag und die erforderlichen 
Rechte hat und die Ermittlungsergebnisse anschlie-
ßend an die Staatsanwaltscha$ weiterleiten kann.91 So 
wäre die Scha!ung einer Institution nach dem Vorbild 
der Hamburger Polizeikommission verfehlt, wenn der 
Ermittlungsau$rag als Hauptaufgabe verstanden wird. 
Zudem ist festzustellen, dass Untersuchungskommissi-
onen, die zur Überwachung ö!entlicher Einrichtungen 
im Allgemeinen installiert werden, grundsätzlich Gefahr 
laufen, ine!ektiver als speziell zur Überwachung der Po-
lizei eingerichtete Stellen zu sein. Solche sehen sich – ih-
rem Tätigkeitsspektrum gemäß  – mit verschiedenen 
Aufgabenkomplexen aus diversen Richtungen konfron-
tiert und können ihre Ressourcen und das Wissen ihrer 
Ermittlungspersonen nicht auf die Kontrolle der Polizei 
konzentrieren und spezialisieren.92

Dass das Modell des Polizeibeau$ragten mit weitrei-
chendem Ermittlungsau$rag – zumindest auf Bundes-
ebene – in naher Zukun$ umgesetzt wird, ist nicht ab-
sehbar. Sicherlich nicht zuletzt aus dem Grunde, dass die 
Polizeigewerkscha$en jede Form einer externen Stelle 
ablehnen93, obgleich die Akzeptanz einer ö!entlichen 
und e!ektiven Beschwerdestelle mit unabhängiger, per-
sonell und #nanziell gut ausgestatteter Untersuchungs-
kommission für eine demokratische Polizei94 selbstver-
ständlich sein müsste.

Kurz nach der Presseberichterstattung über die Vorfälle 
in Hannover ist die Diskussion rund um die Frage einer 
unabhängigen Untersuchungskommission verstummt. 
Sicherlich wird sie mit dem nächsten Skandal wieder 
an Aktualität gewinnen, wenngleich erneut nur für eine 
kurze Zeit.

91 Dafür plädiert auch Pütter, Bürgerrechte und Polizei/CILIP 
2/2011, 3 (11 f.).
92 So auch die Befürchtungen von Amnesty International über die 
Ine!ektivität des Défenseur des droits, s. Amnesty International, S. 5 f., 
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